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I 

Vorwort 

Die Auswirkungen der veränderten Eigenkapitalanforderungen nach Ba-

sel III auf die Kapitalausstattung der Banken sowie ihre Verhaltenswei-

sen und deren makroökonomische Auswirkungen werden derzeit inten-

siv untersucht und zahlreiche – auch widersprüchliche – Ergebnisse lie-

gen vor. In den meisten empirischen Studien werden große und system-

relevante Banken analysiert. Dies gilt auch für die Untersuchungen, die 

die Regulierungsorganisationen selbst anstellen. Vor diesem Hinter-

grund blieben die Genossenschaftsbanken bisher weitgehend aus der 

Betrachtung ausgeschlossen. Dennoch werden auch sie von der regula-

torischen Veränderung betroffen werden. Auf der Grundlage einer um-

fangreichen Erhebung von Bilanz- und Offenlegungsberichtsdaten ge-

mäß § 26a KWG werden daher in der vorliegenden Arbeit der beiden 

IfG-Mitarbeiter Jan Pollmann und Dominik Schätzle die Auswirkungen 

der neuen Kapitalvorschriften durch Basel III auf die genossenschaftli-

chen Primärbanken Deutschlands analysiert. Einbezogen werden nahe-

zu sämtliche genossenschaftlichen Primärbanken. 

Dabei zeigen sich in einer ersten Auswertung interessante und differen-

zierte Erkenntnisse, so z.B. die Unterschiede zwischen den kleineren 

und größeren Instituten bezüglich ihrer Eigenkapitalpositionen sowie die 

insgesamt hohe Haftungsqualität des Eigenkapitals der Genossen-

schaftsbanken, da es vor allem aus Rücklagen und den Geschäftsgut-

haben der Mitglieder besteht. Es kann gezeigt werden, welche Banken 

die Anforderungen von Basel III bereits jetzt erfüllen und wie viele von 

ihnen die Übergangszeit noch zur Aufstockung nutzen müssen. Zahlrei-

che weitere Erkenntnisse werden vorgestellt. Es haben sich aber auch 

viele Fragestellungen ergeben, die nun einer weiteren Vertiefung und 

empirischen Analyse unterzogen werden. Dieses Arbeitspapier ent-

stammt dem „IfG-Forschungscluster III: Genossenschaftsstrategische 

Fragen“. Kommentare und Anregungen sind herzlich willkommen. 
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1 Einleitung 

Im Zuge der Aufarbeitung der Finanzmarktkrise beauftragten die G20 

Staats- und Regierungschefs den Basler Ausschuss für Bankenaufsicht 

(BCBS) zur Überarbeitung des regulatorischen Rahmenwerks Basel II.1 

Im Jahr 2009 erfolgte bereits eine erste Überarbeitung (Basel 2.5), 

wodurch die Regelungen für das Markt-, das Kontrahentenrisiko sowie 

für die Verbriefungspositionen verschärft wurden.2 Dagegen beinhaltet 

das neue regulatorische Rahmenwerk Basel III einerseits die Implemen-

tierung von Liquiditätsvorschriften (Liquidity Coverage Ratio, Net Stable 

Funding Ratio), andererseits sind Banken zukünftig mit einer qualitativen 

und quantitativen Erhöhung der Eigenkapitalanforderungen konfrontiert.3 

Obgleich sowohl durch den BCBS als auch durch den Ausschuss euro-

päischer Bankenaufseher (ehemals CEBS) quantitative Studien zur 

Auswirkung der neuen Eigenkapitalvorschriften auf die Banken durchge-

führt wurden, finden kleine Banken im Allgemeinen lediglich in einem ge-

ringen Umfang Berücksichtigung.4 Im Speziellen unterbleibt eine Quanti-

fizierung der Auswirkungen auf die Genossenschaftsbanken. Auf der 

Grundlage einer umfangreichen Erhebung von Bilanz- und Offenle-

gungsberichtsdaten gemäß § 26a KWG werden daher in der vorliegen-

den Arbeit die unmittelbaren Auswirkungen der neuen Kapitalvorschrif-

ten durch Basel III auf die genossenschaftlichen Primärbanken analy-

siert. Mittelbare Belastungen der Primärinstitute durch höhere Kapitalan-

forderungen an die Verbundinstitute werden hierbei nicht betrachtet. 

Im ersten Schritt der Arbeit werden die neuen Kapitalanforderungen so-

wie die Ergebnisse ausgewählter Auswirkungsstudien zu Basel III dar-

gestellt (Kapitel 2). Infolge einer deskriptiven Betrachtung der Risikoposi-

tionen der Primärinstitute werden die Auswirkungen der diese betreffen-

den Neuerungen analysiert (Kapitel 3). Danach werden die regulatori-

schen Eigenkapitalbestandteile der Genossenschaftsbanken im Hinblick 

auf die qualitativen Anforderungsänderungen untersucht (Kapitel 4). An-

schließend werden die Auswirkungen der erhöhten qualitativen und 

quantitativen Anforderungen auf die Eigenkapitalquoten der Primärban-

ken näher betrachtet (Kapitel 5). Abgeschlossen wird die Arbeit mit einer 

Zusammenfassung der Ergebnisse sowie einem Ausblick (Kapitel 6). 

                                                   
1
  Vgl. DEUTSCHE BUNDESBANK (2011), S. 5. 

2
  Vgl. BCBS (2009a), BCBS (2009b), BCBS (2009c). 

3
  Vgl.BCBS (2011b). 

4
  Zu den Ergebnissen der Studien siehe BCBS (2010), S. 1–3, CEBS (2010), S. 

2–4. 



 

2 

2 Verschärfung der Eigenkapitalanforderungen durch Basel III 

Im Folgenden werden, aufbauend auf einer kurzen Darstellung der Neu-

erungen der Eigenkapitalanforderungen durch Basel III, ausgewählte 

Studien über die Auswirkungen der verschärften Eigenkapitalanforde-

rungen auf Banken dargelegt. 

2.1 Stellschrauben der neuen Eigenkapitalanforderungen 

Wenngleich die Eigenkapitalregulierung im Zuge von Basel III in weiten 

Teilen überarbeitet wurde, bleibt ihre grundlegende Systematik erhalten. 

Die Informationen über die Eigenkapitalausstattung der Banken werden 

weiterhin in Form weniger Kapitalquoten verdichtet, die jeweils ein defi-

niertes Eigenkapitalaggregat ins Verhältnis zu den gesamten Risikoposi-

tionen setzen.5 Die auf diese Weise gebildeten Quoten dürfen eine vom 

Regulator vorgegebene Schwelle nicht unterschreiten.  

Die Änderungen durch Basel III betreffen jede dieser drei Komponenten. 

So werden die Anerkennungskriterien des im Zähler stehenden regulato-

rischen Eigenkapitals deutlich verschärft. Motivation hierfür war die 

Feststellung, dass bestimmte als Eigenkapital anerkannte Finanzie-

rungsinstrumente im Rahmen der gegenwärtig noch andauernden Fi-

nanz- und Schuldenkrise in Stressszenarien der ihnen bis dahin zuge-

messenen Haftungsqualität nicht gerecht wurden.6 Das im Nenner ste-

hende Aggregat der Risikopositionen wird zum einen durch eine punktu-

elle Erhöhung der Gewichtung einzelner Risiken und zum anderen durch 

die Erfassung bisher noch nicht oder nicht ausreichend abgebildeter Ri-

siken ausgeweitet. Die Erhöhung einzelner Risikogewichte wurde als er-

forderlich eingeschätzt, da die Risiken bestimmter Aktiva, wie z.B. von 

Derivaten und Verbriefungen, vom bisherigen Aufsichtsrecht unter-

schätzt wurden. Als neue Risikoposition führt Basel III beispielsweise 

das bisher nicht adäquat erfasste Kontrahentenrisiko bei Derivatege-

schäften ein.7 Aus einer Reduktion des regulatorischen Eigenkapitals 

                                                   
5
  Vgl. hier und im Folgenden Abb. 1. 

6
  Vgl. BCBS (2011B), S. 1. 

7
  Zum Kontrahentenrisiko vgl. BCBS (2011B), S. 33 f. 

Abb. 1 Stellschrauben einer strengeren Eigenkapitalregulierung 
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und einer Ausweitung der Risikopositionen folgt unmittelbar, dass die 

aufsichtsrechtlichen Eigenkapitalquoten sinken. 

Gleichzeitig sieht Basel III eine deutliche Erhöhung der aufsichtsrechtlich 

relevanten Mindestkapitalquoten vor. Hierdurch soll die Ausfallwahr-

scheinlichkeit von Banken verringert und damit letztendlich die Stabilität 

im Finanzsystem erhöht werden. Auch dies kann als direkte Konsequenz 

der in der Finanzkrise allgegenwärtigen „Ansteckungsgefahr“ im Ban-

kensystem interpretiert werden. Abb. 2 stellt die drei regulatorischen 

Mindestquoten von Basel II und Basel III einander gegenüber.8 Insbe-

sondere die Mindestanforderungen an das harte Kernkapital nehmen mit 

einem Anstieg von 2% auf 7% um ein Vielfaches zu. Aber auch die Un-

tergrenze für das gesamte Kernkapital wird mehr als doppelt so hoch 

angesetzt wie bisher. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Insgesamt lässt sich damit feststellen, dass auf der einen Seite die regu-

latorischen Eigenkapitalquoten durch höhere Qualitätsanforderungen an 

das Eigenkapital und eine konservativere Bemessung der Risikopositio-

nen sinken und auf der anderen Seite die Mindestanforderungen an ge-

nau diese Quoten steigen. Wie sich diese neuen Rahmenbedingungen 

auf die Banken im Allgemeinen und im Besonderen auf Genossen-

schaftsbanken auswirken, wird in den folgenden Kapiteln im Detail be-

leuchtet.   

                                                   
8
  Abb. 2 stellt die Kapitalanforderungen von Basel III am Ende der Übergangs-

phase im Jahr 2019 vereinfachend dar. Zudem ist zu beachten, dass sich die 

Anerkennungskriterien der drei abgebildeten Kapitalklassen verschärfen.   

Basel II

8%

4%

2%

10,5%

8,5%

7%

Basel III

Gesamtkapital

Kernkapital

hartes Kernkapital

Abb. 2 Ausweitung der Mindestkapitalanforderungen nach Basel III 
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2.2 Ergebnisse ausgewählter Auswirkungsstudien 

Die im Folgenden vorgestellten Studien analysieren im Allgemeinen die 

Auswirkungen der neuen Eigenkapitalanforderungen auf den dadurch 

entstehenden Kapitalbedarf bzw. auf die Kapitalquoten. Im Speziellen 

wird untersucht, welche Implikationen von einer Erhöhung der harten 

Kernkapitalquote auf 7% der RWA ausgehen. Dabei wird eine sofortige 

Implementierung der neuen Eigenkapitalvorschriften durch Basel III zu-

grunde gelegt, sodass die Übergangsfristen in den Studien keine Beach-

tung finden.9 Zur Erleichterung der Vergleichbarkeit wird in der folgenden 

Abbildung von möglichen Unterschieden beim Umfang des Datensamp-

les10 sowie der Berücksichtigung des Anteils großer Banken am Kapital-

bedarf11 abstrahiert. 

 

Abb. 3 zeigt die Ergebnisse der jeweiligen Studien. Auffällig sind einer-

seits die Unterschiede zwischen Ländern bzw. Regionen.12 Andererseits 

                                                   
9
  Vgl. BCBS (2010), S. 2, CEBS (2010), S. 3, BCG (2010), S. 16, BCG (2011), 

S. 14. 
10

 Bspw. umfasst die CEBS (2010) ein Datensample von 230 europäischen 

Banken, wohingegen die Studie von BCG (2010) lediglich 84 Banken betrach-

tet. Vgl. zu den einzelnen Studien CEBS (2010), S. 6, sowie BCG (2010), S. 

4. 
11

 So sind 577 Mrd. € Kapitalbedarf auf große und lediglich 25 Mrd. € auf kleine-

re Banken zurückzuführen. Vgl. BCBS (2010), S. 2. Für Europa wird der in 

Abb. 3 dargelegte Kapitalbedarf (insgesamt 291 Mrd. €) zu 263 Mrd. € von 

Großbanken determiniert. Vgl. CEBS (2010), S. 3. Für eine umfassende Stu-

dienübersicht vgl. SCHÄTZLE (2012). 
12

 Obgleich sich die Kapitalquote in Europa und in den USA um jeweils 5,5 PP 

sinkt, zeigt sich innerhalb Europa differente Wirkung der neuen Eigenkapital-

anforderungen auf die Eigenkapitalquoten. Siehe für eine Gegenüberstellung 

des Kapitalbedarfs europäischer Banken BCG (2010), S. 16, BCG (2011), S. 
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Abb. 3 Verringerung der Kernkapitalquote durch Basel III 
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zeigen verschiedene Studien über denselben Wirtschaftsraum ähnliche 

Ergebnisse. Folglich können die länderspezifischen Differenzen nur zu 

einem geringen Teil auf die Methodik der Studien zurückgeführt werden. 

Vielmehr können hierfür unterschiedliche Jahresbilanzdaten ursächlich 

sein. So erhöht sich der Kapitalbedarf bei der Analyse auf Basis von Bi-

lanzdaten aus 2009. Der Unterschied ist hierbei auf die Thesaurierung 

von Gewinnen im Bilanzjahr 2010 zurückzuführen.13  

Bei der Analyse der unterschiedlichen Auswirkungen der neuen Eigen-

kapitalanforderungen auf die Eigenkapitalquote können Faktoren kate-

gorisiert werden, die einerseits institutsspezifische Unterschiede erklä-

ren. Andererseits können Einflussfaktoren auf die länderspezifischen Dif-

ferenzen identifiziert werden. In Abb. 4 werden diese Faktoren darge-

stellt. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu beachten gilt, dass die Faktoren „Geschäftsfeld Investmentbanking“ 

und „Aktuelle Bankenkapitalisierung“ sowohl eine Determinante der in-

stituts- als auch der landesspezifischen Unterschiede darstellen. Wäh-

rend das Investmentbanking eine Erhöhung der mit Eigenmitteln zu hin-

terlegenden Marktpreisrisiken nach sich zieht,14 hat die aktuelle Kapitali-

sierung der Banken Einfluss auf die Verringerung der Kapitalquoten 

                                                                                                                             
14. Zusätzlich sind die deutschen Banken im Vergleich zu den amerikani-

schen Banken mit negativeren Auswirkungen auf die Kernkapitalquote kon-

frontiert. Vgl. BCG (2011), S. 14. 
13

 Vgl. BCG (2011), S. 12. 
14

 Besonders amerikanische Banken sind mit erhöhten Kapitalanforderungen für 

das Marktrisiko aufgrund des Investmentgeschäfts konfrontiert. Vgl. BCG 

(2011), S. 14. 

Abb. 4 Einfluss auf die Kapitalquote 

Geschäftsfeld

Investmentbanking 

Bankengröße

Aktuelle 

Bankenkapitalisierung

Finanzintermediation/
-disintermediation

RWA

Kapitalquote

Nationale
Kapitalinstrumente

Länderspezifische Einflussfaktoren

Institutsspezifische Einflussfaktoren
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durch Basel III:15 Diese beiden Faktoren sind maßgeblich für die unter-

schiedlichen Auswirkungen der neuen Eigenkapitalanforderungen zwi-

schen Europa und den USA verantwortlich. Obgleich amerikanische im 

Vergleich zu europäischen Banken ein stärkeres Investmentbanking 

aufweisen, verfügen die Banken in den USA über eine höhere Kapital-

basis.16 Ferner hat die Bedeutung der Finanzmarktintermediation im je-

weiligen Land einen Einfluss auf die Kapitalquoten gemäß Basel III. 

Während eine fortgeschrittene Disintermediation die Kapitalquote positiv 

beeinflusst, sehen sich deutsche Banken im Hinblick auf die größere 

Bedeutung der Mittelstandskredite mit einem zunehmenden Eigenkapi-

talbedarf konfrontiert.17 Des Weiteren können nationale Eigenkapitalbe-

sonderheiten die neuen Kapitalquoten beeinflussen.18 

Dagegen zeigen die Studien eine signifikant höhere Verringerung der 

Kapitalquoten bei größeren im Vergleich zu kleinen Banken.19 Diese ist 

neben den erhöhten qualitativen Kapitalanforderungen auf eine konser-

vativere RWA-Bemessung zurückzuführen. 20 

Zu beachten gilt es jedoch, dass das Datensample der Studien meist 

ausschließlich oder überwiegend aus größeren Banken besteht. Auch 

die Differenzierung der Kapitalauswirkung zwischen großen und kleinen 

Banken erfolgt mit einer Kernkapitalgrenze in Höhe von 3 Mrd. € zu 

oberflächlich.21 Folglich muss konstatiert werden, dass diese Analysen 

nicht auf das gesamte Finanzsystem transferiert werden können.22 Dies 

gilt es besonders im Hinblick auf den deutschen Finanzmarkt mit der 

drei-Säulen-Struktur aus Privatbanken, Sparkassen und den Genossen-

schaftsbanken zu beachten. Aufgrund dessen erfolgt in einem nächsten 

                                                   
15

 Amerikanische Banken verfügen über eine im Vergleich zu europäischen 

Banken starke Eigenkapitalbasis. Dies verringert den Effekt der erhöhten 

Marktrisiken. Vgl. BCG (2010), S. 16, BCG (2011), S. 12. 
16

 Vgl. BCG (2010), S. 16, BCG (2011), S. 14. 
17

 Vgl. BCG (2011), S. 11. 
18

 Im Zuge von Basel III wird die Anrechenbarkeit der sogenannten „Mortgage 

Services Rights“ auf das Kernkapital amerikanischer Banken beschränkt. Vgl. 

BCBS (2011b), S. 29, DELOITTE (2011), S. 2, IIF (2011), S. 19. 
19

 Der errechnete Kapitalbedarf in Europa besteht aus 263 Mrd. € für große und 

28 Mrd. € für kleine Banken. Vgl. CEBS (2010), S. 3. Dieser größenabhängige 

Kapitalbedarf wird auch durch internationale Studien bestätigt. Vgl. BCBS 

(2010), S. 2. 
20

 Bspw. erhöhen sich die RWAs bei großen Banken um 23% und bei kleinen 

um 4%. Vgl. BCBS (2010), S. 2–3. 
21

 Die Zuordnung der Banken zu den zwei verschiedenen Größengruppen er-

folgt in Abhängigkeit des Kernkapitals, der Diversifikation sowie die Internati-

onalität der Bank. Vgl. BCBS (2010), S. 1, CEBS (2010), S. 2. 
22

 Vgl. IIF (2011), S. 20. 
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Schritt eine Analyse der Auswirkungen der neuen Eigenkapitalanforde-

rungen auf die Genossenschaftsbanken. 

3 Bemessung der Risikopositionen 

Neben den Qualitätsanforderungen an die Eigenkapitalbestandteile wird 

die regulatorisch geforderte Eigenkapitalquote von den Risikopositionen 

einer Bank determiniert. Diese sowie deren Berechnungsmöglichkeiten 

werden im Folgenden dargelegt. Hierzu wird auf Basis von Jahresab-

schluss- und Offenlegungsberichtsdaten zum Stichtag 31.12.2010 die 

Bemessung der mit Eigenkapital zu unterlegenden Risikopositionen ge-

mäß Basel II dargelegt. Diese Daten beinhalten die regulatorischen An-

forderungen gemäß der CRD II, die erstmalig zum 31.12.2010 Anwen-

dung fanden.23 Auf dieser Darstellung aufbauend werden die Risikoposi-

tionen für die genossenschaftlichen Primärbanken dargelegt und auf Ba-

sis der Diktion von Basel II plus CRD II erläutert. In einem zweiten Schritt 

wird analysiert, welche Auswirkungen Basel III auf die Höhe der Risi-

kopositionen der Primärinstitute hat. 

3.1 Aufsichtsrechtliche Erfassung der Risikopositionen 

Die regulatorischen Eigenkapitalanforderungen verpflichten die Finan-

zinstitute zur Unterlegung der Risikopositionen mit angemessenen Ei-

genmitteln. Dabei wird die Höhe der Mindestausstattung an Eigenmitteln 

der Finanzinstitute im Rahmen von Basel II24 durch die Solvabilitätsver-

ordnung (SolvV) konkretisiert.25 So müssen Finanzinstitute zur Erfüllung 

der Eigenkapitalanforderungen die i) Adressausfallrisiken, ii) Marktpreis-

risiken und die iii) operationellen Risiken mit angemessenen Eigenmit-

teln unterlegen.26 Die genauen Bestandteile, die Berechnungsmethodik 

                                                   
23

 Vgl. DEUTSCHE BUNDESBANK (2009), S. 83. Änderungen der CRD II betreffen 

Die Änderungen der CRD II beinhalten u.a. Anpassungen der MaRisk, die 

Überarbeitung der Großkreditvorschriften, die Anerkennung hybrider Kapital-

bestandteile, Neuerungen bzgl, der Verbriefungsreglen. Zu den genauen re-

gulatorischen Änderungen durch die CRD II siehe DEUTSCHE BUNDESBANK 

(2009). 
24

 Basel II wurde durch Änderungen des Kreditwesengesetzes (KWG), der Sol-

vabiliätsverordnung und der Großkredit- und Millionenverordnung in deut-

sches Recht transformiert. Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 51. 
25

 Vgl. EILENBERGER (2012), S. 86. Die SolvV konkretisiert die Vorgaben der 

Säule I und III des regulatorischen Rahmenwerks Basel II. Vgl. EILENBERGER 

(2012), S. 86. 
26

 Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 51. 
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sowie die zur Unterlegung akzeptierten Eigenmittelkomponenten werden 

in Tab. 1 dargestellt.27 

Die Berechnung der Höhe der Adressrisikopositionen kann im Allgemei-

nen durch zwei unterschiedliche Methoden erfolgen. Während der IRB-

Ansatz bei den Adressrisiken,28 die interne Methode bei den Marktpreis-

risiken29 sowie die fortgeschrittenen Messansätze bei der Berechnung 

des operationellen Risikos30 auf bankinternen Modellen basieren, wer-

den bei den Standardansätzen die Risikogewichte durch die Aufsicht 

vorgegeben. Bei der Bestimmung des Adressrisikos durch den Kreditri-

sikostandardansatz werden forderungsklassenspezifische31 Risikoge-

wichte vorgegeben. Diese sind wiederum von der Bonitätsstufe des je-

weiligen Schuldners abhängig. Die hierdurch ermittelte RWA müssen mit 

8% regulatorischem Eigenkapital unterlegt werden.32 

Im Gegensatz dazu erfordert das Standardverfahren zur Bemessung der 

Eigenmittelanforderungen für die Marktpreisrisiken keine positionsspezi-

                                                   
27

 Näheres zu den Bestandteilen siehe u.a. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 52–

53, EILENBERGER, G. (2012), S. 90–91. 
28

 Bei der Berechnung des IRBA-Positionswerts wird die erwartete Forderungs-

höhe bei Ausfall determiniert. Hierzu muss eine Schätzung der Ausfallwahr-

scheinlichkeit und die Verlustquote bei Ausfall getätigt werden. Näheres hier-

zu siehe u.a. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 57, EILENBERGER (2012), S. 96–

105. 
29

 Die Verwendung interner Modelle muss die Anforderungen der BaFin und der 

deutschen Bundesbank erfüllen. Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 62. 
30

 Die Anwendung des fortgeschrittenen Messansatzes muss durch die BaFin 

zugelassen werden. Hierfür muss der Messansatz sowohl qualitative als auch 

quantitative Anforderungen erfüllen. 
31

 Durch die § 26-40 SolvV werden die Forderungsklassen vorgegeben. Nähe-

res zu den Forderungsklassen sowie den zugeordneten Risikogewichten sie-

he u.a. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 54–55, EILENBERGER (2012), S. 93–95. 
32

 Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 53–56, EILENBERGER (2012), S. 91–96. 

Tab. 1 Bestandteile der mit regulatorischen Eigenmitteln zu unterlegen-
den Risikopositionen 

Adressrisiko Marktpreisrisiko operationelles Risiko

Bestandteile

bilanzielle Risikopositionen

derivative Risikopositionen

außerbilanzielle Risikopositionen

Vorleistungsrisikopositionen

Abwicklungsrisikopositionen

Währungsgesamtposition

Rohwarenposition

Handelsbuchpositionen

andere Marktrisikopositionen

Optionspositionen

Verluste aus 

Unangemessenheiten oder 

Versagen von internen 

Verfahren, System, Menschen 

oder externen Ereignissen

Berechnungs-

methode

Kreditrisikostandardansatz

IRB-Ansatz

Standardverfahren

Interne Methoden

Basisindikatoransatz

Standardansatz

Fortgeschrittene Messansätze

Eigenmittel-

unterlegung

    Kernkapital

 + Ergänzungskapital

. / . Abzugspositionen

Kernkapital

 + Ergänzungskapital

. / . Abzugspositionen

+ Drittrangmittel

    Kernkapital

 + Ergänzungskapital

./ . Abzugspositionen
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fische Eigenkapitalunterlegungsquote.33 Stattdessen wird die Eigenmit-

telunterlegung des Marktpreisrisikos durch das Standardfahren anhand 

von Kategorien determiniert. Die SolvV unterscheidet hierbei zwischen i) 

Währungsgesamt-, ii) Rohwaren-, iii) Handelsbuch- und iv) anderen 

Marktrisikopositionen.34 

Bei der Determinierung des operationellen Risikos können die Finanzin-

stitute auf zwei von der Aufsicht vorgegebene Ansätze zurückgreifen. 

Während der Basisindikatoransatz den Anrechnungsbetrag für das ope-

rationelle Risiko durch die Multiplikation eines relevanten Indikators 

(Dreijahresdurchschnitt des Bruttoertrags) mit einem vorgegebenen Be-

tafaktor (15%) bestimmt, erfolgt durch den Standardansatz eine Grup-

pierung des relevanten Indikators (Bruttoertrag) in verschiedene Ge-

schäftsfelder. Diesen wird wiederum in Abhängigkeit des jeweiligen Risi-

kos ein Betafaktor zugewiesen, wodurch der Anrechnungsbetrag für das 

operationelle Risiko bestimmt wird.35 

Schlussendlich muss, wie aus Tab. 1 hervorgeht, der Gesamtbetrag der 

Adress- und operationellen Risiken mindestens durch das modifizierte 

regulatorische Eigenkapital gemäß Basel II gedeckt werden. Dagegen 

wird die Höhe der Marktpreisrisiken durch das modifizierte Eigenkapital 

abzüglich des Gesamtbetrags an Adress- und operationellen Risiken zu-

züglich der Drittrangmittel beschränkt.36 

Im Folgenden werden die Zusammensetzung der Risikopositionen der 

genossenschaftlichen Primärbanken dargelegt und mögliche Änderun-

gen durch Basel III betrachtet. Da die Mehrheit der genossenschaftli-

chen Primärinstitute die jeweiligen Standardverfahren zur Messung des 

Risikos verwenden, beschränkt sich die nachstehende Analyse diese 

Ansätze.  

                                                   
33

 Näheres zur Vorgehensweise der Bestimmung der Eigenkapitalanforderun-

gen der Marktpreisrisiken sowie die spezifischen Eigenkapitalunterlegungssä-

te siehe u.a. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 59–62. 
34

 Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 59–60. 
35

 Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 58. 
36

 Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 51–52. 
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Adressrisiken 89,30%

Marktpreisrisiken 

0,47%

Operationelle Risiken 

10,47%

Abb. 5 Struktur der Risikopositionen 

3.2 Ausprägung der Risikopositionen  

Die vorliegenden Daten der genossenschaftlichen Primärbanken basie-

ren auf Angaben der Offenlegungsberichte gemäß § 26a SolvV zum 

Stichtag 31.12.2010.37 Diese beinhalten zusätzlich zu den aufsichts-

rechtlichen Vorgaben des regulatorischen Rahmenwerks Basel II die 

aufsichtsrechtlichen Neuerungen der CRD II.  

Durch eine Gruppierung der einzelnen Risikopositionen der genossen-

schaftlichen Primärbanken in Adressrisiken, Marktrisiken und operatio-

nelle Risiken kann der Anteil der einzelnen Positionen an den gesamten 

mit Eigenmittel zu unterlegenden Risikopositionen dargestellt werden. 

Die Angaben in Abb. 5 stellen dabei ungewichtete Durchschnittswerte 

dar. Diese werden auf Basis institutsspezifischer Anteile der einzelnen 

Risikopositionen an den gesamten Risikopositionen berechnet. Ferner 

gilt zu beachten, dass die Angaben in Abb. 5 sowohl die Volksbanken 

und Raiffeisenbanken als auch die genossenschaftlich organisierten 

Spezialinstitute (z.B. PSD-Banken, Sparda-Banken, BBBank, etc.) bein-

halten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wie aus Abb. 5 ersichtlich wird, spielen die Marktpreisrisiken bei den 

genossenschaftlichen Primärbanken mit einem Anteil von 0,47% an den 

gesamten Risikopositionen nur eine untergeordnete Rolle. Dagegen ver-

zeichnen die operationellen Risiken38 mit 10,47% einen deutlich höheren 

                                                   
37

 Die Daten des Offenlegungsberichts bzgl. der mit Eigenmitteln zu unterlegen-

den Risikopositionen wurden für rd. 1100 genossenschaftliche Primärbanken 

erhoben. 
38

 Näheres zu den operationellen Risiken siehe u.a. HULL (2010), S. 439–440. 
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Anteil.39 Die Adressrisiken nehmen hingegen mit durchschnittlich 89,30% 

das größte Gewicht unter den Risikopositionen der genossenschaftli-

chen Primärbanken ein. Ein Grund für den hohen Anteil der Adressrisi-

ken im Vergleich zu den Marktpreisrisiken dürfte auf die starke Ausrich-

tung der Primärbanken auf das Einlagen- und Kreditgeschäft zurückzu-

führen sein. Des Weiteren weist der geringe Anteil der Marktrisiken auf 

die Klassifikation der Primärbanken als Nichthandelsbuchinstitute ge-

mäß § 2 Abs. 12 KWG hin.40 Somit dürfte gemäß § 2 Abs. 11 KWG der 

Umfang des Handelsbestandes der Genossenschaftsbanken i.d.R. die 

Grenze von 5% (15 Mio. €) und niemals die Grenze von 6% (20 Mio. €) 

sowohl der bilanziellen- als auch der außerbilanziellen Geschäfte (Han-

delsbuchpositionen) übersteigen.41 

Trotz der Erwartung einer drei- bis vierfach höheren Kapitalanforderung 

für größere Banken durch das BCBS42 müssten die entsprechenden 

Auswirkungen auf die genossenschaftlichen Primärbanken aufgrund der 

untergeordneten Bedeutung von Marktpreisrisikopositionen sowie deren 

regionaler Geschäftsausrichtung gering sein. Eine Ausnahme dürfte die 

Deutsche Apotheker- und Ärztebank darstellen, die über Marktrisiken in 

Höhe von rd. 7 Mio. € verfügt.43 Eine abschließende Beurteilung der 

Auswirkungen von Basel III auf die Marktpreisrisiken der Genossen-

schaftsbanken kann abschließend nicht vollumfänglich erfolgen, da In-

formationen über die genaue Zusammensetzung der Marktpreisrisiken 

nicht strukturiert veröffentlicht werden. Enthalten jedoch die Marktrisi-

kopositionen in einem größeren Umfang Verbriefungspositionen, so ist 

der Einfluss auf die Kapitalanforderungen aufgrund deren stärkerer Risi-

kogewichtung durch Basel II.5 höher. Dasselbe gilt im Allgemeinen für 

außerbilanzielle Risikopositionen und im Speziellen für das Kontrahen-

tenrisiko bei Derivativgeschäften. Letzteres muss im Zuge der Neufas-

                                                   
39

 Die operationellen Risiken werden erstmals durch die Einführung von Basel II 

bei der Ermittlung der Eigenkapitalanforderungen berücksichtigt. Vgl. BECKER/ 

PEPPMEIER (2011), S. 50–51. 
40

 Die meisten deutschen Banken und Sparkassen gelten als Nichthandelsbuch-

institute. Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 21. 
41

 Vgl. § 2 Abs. 11 KWG sowie EILENBERGER (2012), S. 86–87. Die Zuordnung 

als Nichthandelsbuchinstitut befreit die Kreditinstitute von den KWG Vorschrif-

ten über das Handelsbuch. Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 21.  
42

 Vgl. BCBS (2011a), DEUTSCHE BUNDESBANK (2011), S. 21. Diese Berechnun-

gen beziehen sich auf international tätige Banken und sind somit nicht direkt 

auf die Genossenschaftsbanken mit deren regionalen Geschäftsausrichtung 

zu transferieren. 
43

 Vgl. HARTMANN-WENDELS (2011), S. 78. 
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sung des regulatorischen Rahmenwerks mit Eigenkapital unterlegt wer-

den.44 

Hinsichtlich der Adress- und operationellen Risiken45 sind durch Basel 

II.5 und III keine bedeutsamen Änderungen zu konstatieren. Infolgedes-

sen dürften die Kapitalanforderungen aufgrund neuer Bestimmungen zur 

Risikogewichtung der Adressrisikopositionen bei Genossenschaftsban-

ken moderat ausfallen. Eine Ausnahme stellen die Neuerungen der 

Großkreditvorschriften dar. Diese können negative Auswirkungen auf 

das Kreditgeschäft implizieren. Neben einer Ausweitung der Definition 

einer Kreditnehmereinheit46 werden die Großkredite in Zukunft aus-

schließlich in Abhängigkeit des harten Kernkapitals bestimmt.47 Ein 

Überschreiten dieser Grenzen muss mit zusätzlichem Kapital unterlegt 

werden.48 Hierbei gilt es zu beachten, dass die genossenschaftlichen 

Primärinstitute Kredite an ihre Zentralbanken (DZ und WGZ Bank AG) 

transferieren können. Obgleich dadurch von den Genossenschaftsban-

ken weiterhin Großkredite vergeben werden können, dürfte sich diese 

Änderung negativ auf die Erträge der Genossenschaftsbanken auswir-

ken. 

Da folglich die Risikogewichte für die Adressrisikopositionen der Genos-

senschaftsbanken einer geringen Veränderung durch Basel III unterlie-

gen, wird die höhere Eigenkapitalunterlegung der entsprechenden Aktiva 

v.a. durch die quantitativen und qualitativen Anforderungen an das regu-

latorische Eigenkapital bestimmt. Dass somit Forderungspositionen mit 

zusätzlichem Eigenkapital unterlegt werden müssen, die sich in der Fi-

nanzmarktkrise als stabil erwiesen haben, ist kritisch zu sehen. Beson-

ders im Hinblick auf die Bedeutung der Genossenschaftsbanken bei der 

Kreditvergabe an den Mittelstand kann von den neuen Eigenkapitalan-

forderungen eine mögliche Verteuerung bzw. Verknappung der Kredite 

                                                   
44

 Dieses bestimmt sich durch das Risiko einer Bonitätsänderung einer Gegen-

partei. Vgl. DEUTSCHE BUNDESBANK (2011), S. 23. 
45

 Basel III sieht keine signifikanten Änderungen bzgl. des operationellen Risi-

kos vor. Allerdings werden die Banken mit höheren Mindestanforderungen 

konfrontiert. Vgl. KASPAROWICZ/KAISER (2011), S. 3,5. 
46

 EGGERS/ HORTMANN(2011), S. 51. Die Bildung von Risikonehmereinheit setzt 

keine wechselseitige Abhängigkeit mehr voraus. Vgl. DISTLER/ WOLFGARTEN 

(2010), S. 8. 
47

 Vgl. DISTLER, WOLFGARTEN (2010), S. 6,8, EGGERS/ HORTMANN (2011), S. 51. 

Zusätzlich wird die Erleichterung zur Anrechnung der Kredit an Genossen-

schaften mit einer Laufzeit über einem Jahr innerhalb des Liquiditätsverbunds 

eliminiert. Vgl. DISTLER, WOLFGARTEN (2010), S. 6. 
48

 Aktuell muss eine Überschreitung der Großkreditgrenze jeweils zur Hälfte mit 

Kern- und Ergänzungskapital unterlegt werden. Vgl. § 13 Abs. 3 KWG für 

Nichthandelsbuchinstitute sowie § 13a Abs. 3 KWG für Handelsbuchinstitute. 
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ausgehen.49 Diese regulatorische Benachteiligung der genossenschaftli-

chen Primärinstitute findet aktuell im EU-Parlament Beachtung: Es wird 

ein Ausgleichsfaktor diskutiert, der die Risikogewichte auf das Basel II-

Niveau zurückführt.50 

3.3 Struktur der Risikopositionen im Querschnittsvergleich  

Da es sich bei der Analyse in Kapitel 3.2 um eine Durchschnittsbetrach-

tung der genossenschaftlichen Primärinstitute handelt, werden Unter-

schiede zwischen größeren und kleineren Banken nicht beachtet. Diese 

werden im Folgenden näher erläutert. Hierzu werden einerseits mögliche 

Differenzen hinsichtlich der operationellen und Marktrisiken dargelegt. 

Andererseits erfolgt eine detaillierte Analyse der Unterschiede bei den 

Adressrisikopositionen. Die vorliegende Differenzierung in kleine und 

große Genossenschaftsbanken erfolgt anhand der Bilanzsumme. Zur 

Verdeutlichung der größenbedingten Unterschiede werden ausschließ-

lich die kleinsten 25% und die größten 25% der Primärinstitute betrach-

tet. Dadurch kann der Problematik einer im Hinblick auf Genossen-

schaftsbanken inadäquaten Differenzierung begegnet werden.51 

Markt- und operationelle Risiken 

Bei einer vergleichenden Betrachtung der größten 25% und der kleins-

ten 25% der analysierten Banken zeigen sich lediglich minimale größen-

spezifische Unterschiede der einzelnen Risikopositionen. So weisen die 

Marktpreisrisiken bei kleinen Banken einen Anteil von 0,35% an den Ge-

samtrisikopositionen auf, wohingegen diese bei größeren Banken einen 

Anteil von 0,52% ausmachen.  

Zusätzlich zu diesen Differenzen weisen größere Banken (9,83%) im 

Vergleich zu kleineren Banken (10,75%) einen geringeren Anteil von 

operationellen Risiken gemessen an den Gesamtrisiken auf. Diesbezüg-

liche Größenunterschiede können dabei auf zwei Gegebenheiten zu-

rückgeführt werden. Auf der einen Seite kann die Wahl des Messansat-

zes Einfluss auf die Höhe der operationellen Risiken haben.52 Während 

sowohl durch den Basisansatz als auch durch den Standardansatz so-

genannte Betafaktoren zur Bemessung des operationellen Risikos fest-

                                                   
49

 Zu einer Analyse der Auswirkungen der neuen Kapitalanforderungen durch 

Basel III auf die genossenschaftlichen Primärbanken siehe Kapitel 4. 
50

 Vgl. EU-INFOTHEK (2012). 
51

 Die Auswirkungsstudie des BCBS unterscheidet große von kleinen Banken 

anhand der Kernkapitalgrenze von 3 Mrd. €. Vgl. BCBS (2010), S. 1. 
52

 Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 57. 
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gelegt werden, zeichnen sich die fortgeschrittenen Messansätze53 durch 

eine höhere Risikosensitivität aus. Da der fortgeschrittene Messansatz 

eine geschäftsfeld- und institutsspezifische Bestimmung des operatio-

nellen Risikos ermöglicht, kann sich die Höhe des operationellen Risikos 

im Verhältnis zu den weniger risikosensitiven Standardansätzen verrin-

gern.54 Inwiefern dies ursächlich für größenspezifische Unterschiede bei 

Genossenschaftsbanken ist, muss kritisch betrachtet werden.  

Ein Großteil der Banken wählt einen der beiden einfachen Ansätze zur 

Bestimmung des operationellen Risikos. Während der Basisindikatoran-

satz einen konstanten Betafaktor vorgibt, enthält der Standardansatz 

geschäftsfeldspezifische Betafaktoren.55 Inwiefern diese Tatsache für die 

Differenz des Anteils der operationellen Risiken zwischen großen und 

kleinen Banken verantwortlich ist, kann aufgrund fehlender Informatio-

nen nicht abschließend beurteilt werden. 

Kommt der Standardansatz zur Anwendung, können die Differenzen aus 

den geschäftsfeldspezifischen Betafaktoren resultieren.56 Sind kleinere 

Banken im Vergleich zu größeren Banken besonders in Geschäftsfel-

dern engagiert, die mit hohen Betafaktoren unterlegt werden müssen,57 

kann dies auf einen unterschiedlichen Anteil der operationellen Risiken 

zwischen großen und kleinen Banken zurückgeführt werden. Im Rahmen 

dieser Arbeit können jedoch keine Aussagen über das Engagement ein-

zelner Banken in verschiedenen Geschäftsfeldern getroffen werden. In-

wiefern die oben dargestellten Unterschiede als Ursache für die Diffe-

renzen zwischen den Genossenschaftsbanken herangezogen werden 

können, muss näher analysiert werden. 

                                                   
53

 Bei der Anwendung des fortgeschrittenen Messansatzes müssen die Banken 

gewisse Forderungen erfüllen. Siehe hierzu HULL (2010), S. 440–442. Nähe-

res zu den jeweiligen Methoden siehe u.a. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 57–

59. 
54

 Vgl. LENZMANN (2007), S. 198. 
55

 Zu den genauen Betafaktoren und der Berechnung des operationellen Risi-

kos anhand des Basisindikatoren- und Standardansatzes siehe u.a. BECKER/ 

PEPPMEIER (2011), S. 56. Zusätzlich ermöglicht die Anwendung des fortge-

schrittenen Messansatzes die Einbeziehung von risikomildernden Versiche-

rungsverträgen. Vgl. HULL (2010), S. 286. 
56

 Bspw. wird auf das Geschäftsfeld Unternehmensfinanzierung und –beratung 

ein Betafaktor in Höhe von 18% vorgegeben wohingegen das Geschäftsfeld 

der Vermögensverwaltung lediglich einen Betafaktor von 12% aufweist. Vgl. 

BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 58. 
57

 Bspw. liegt der Betafaktor des Geschäftsfelds Unternehmensfinanzierung und 

–beratung bei 18%, wohingegen dieser im Privatkundengeschäft lediglich 12% 

beträgt. Zu einer Übersicht der geschäftsfeldspezifischen Betafaktoren siehe 

BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 58. 
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Adressrisikopositionen 

Da die Adressrisikopositionen der meisten Genossenschaftsbanken auf 

Basis des Standardansatzes ermittelt werden, sind Querschnittsdifferen-

zen nicht auf die Wahl unterschiedlicher Risikomessansätze zurückzu-

führen. Bei der Betrachtung des Adressrisikos kann konstatiert werden, 

dass sich die Anteile der Bestandteile des Adressrisikos zwischen gro-

ßen und kleinen Banken lediglich gering unterscheiden. So weisen die 

kleineren Banken Adressrisiken in Höhe von 88,89% der gesamten Risi-

kopositionen auf. Dagegen bemisst sich dieser Anteil bei den größten 

25% der Banken auf 89,98%. Neben diesem Unterschied zeigen sich 

größenabhängige Differenzen bei der prozentualen Zusammensetzung 

der Adressrisikopositionen. Die nachstehende Abb. 6 stellt die Anteile 

der einzelnen Forderungspositionen an den gesamten Adressrisikoposi-

tionen der größten 25% und den kleinsten 25% der genossenschaftli-

chen Primärbanken einander gegenüber. Da die Forderungsposten i) 

von Kreditinstituten emittierte gedeckte Schuldverschreibungen, ii) In-

vestmentanteile sowie iii) Verbriefungen einen geringen Anteil an den 

mit Eigenmitteln zu unterlegenden Adressrisiken beziffern, werden diese 

Positionen unter dem Posten „Kapitalmarktforderungen“ subsumiert. 

Hierbei gilt zu beachten, dass diese Positionen keine Marktpreisrisiken 

darstellen und somit von den Neuerungen bzgl. der Risikobemessung 

der Marktrisiken nicht tangiert werden. Aus denselben Gründen enthält 

der Posten „sonstige Positionen“ Forderungen an i) Zentralregierungen, 

ii) Regionalregierungen und örtliche Gebietskörperschaften, iii) sonstige 

öffentliche Stellen, iv) Beteiligungen sowie v) multilaterale Entwicklungs-

banken und v) internationale Organisationen. 
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Wie aus Abb. 6 hervorgeht, unterscheidet sich die Zusammensetzung 

der Adressrisikopositionen zwischen kleinen und großen Banken deut-

lich. Während die Adressrisikopositionen i) Institute sowie der aggregier-

te Posten ii) sonstige Positionen zwischen den kleinen und größeren 

Genossenschaftsbanken lediglich gering differieren, weisen die übrigen 

Positionen eine größenbedingte Heterogenität auf. Zwar nehmen sowohl 

bei den kleinsten als auch bei den größten 25% der Genossenschafts-

banken die Forderungspositionen i) Mengengeschäft, ii) Unternehmen 

und iii) durch Immobilien besicherte Positionen den größten Anteil der 

gesamten Adressrisikopositionen ein. Der jeweilige Anteil dieser Positio-

nen unterscheidet sich jedoch zwischen den großen und kleinen Pri-

märbanken. Der dominante Anteil der Forderungspositionen i), ii) und iii) 

zeigt die große Bedeutung des Retailgeschäfts sowie der Mittelstands- 

und Immobilienkredite für die Genossenschaftsbanken. So hat das Men-

gengeschäft bei den kleineren Banken mit 52,40% im Gegensatz zu den 

größeren genossenschaftlichen Primärbanken mit 36,84% einen deutlich 

geringeren Anteil an den gesamten Adressrisikopositionen.58 Da diese 

Differenzen nicht auf unterschiedliche Risikogewichte zurückgeführt 

                                                   
58

 Diese Risikokategorie beinhalten neben Krediten an i) natürliche Personen, ii) 

Gemeinschaft natürlicher Personen zusätzlich Kredite an kleine und mittlere 

Unternehmen. Vgl. § 25 Abs. 10 Nr. 1 SolvV. Ein einzelner Kredit darf jedoch 

nicht mehr als 0,2% der gesamten Forderungspositionen und eine Million € 

nicht übersteigen. Vgl. § 25 Abs. 10 Nr. 2-3 sowie LUZ (2011), Kommentar zu 

§§ 25-54 SolvV, Rn 60-61. 

Abb. 6 Unterschiede des Adressrisikos zwischen großen und kleinen 
Genossenschaftsbanken 
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werden können,59 zeigt dies folglich die übergeordnete Bedeutung des 

Mengengeschäfts besonders bei kleineren Genossenschaftsbanken. 

Im Gegensatz dazu stellt die Adressrisikoposition „Unternehmen“ bei 

größeren Banken mit 25,59% gegenüber kleineren Genossenschafts-

banken mit 18,05% einen größeren Anteil an den gesamten Adressrisi-

ken dar. Dieser Unterschied kann zum einem auf einen Mengen- und 

zum anderen auf einen Gewichtungseffekt zurückgeführt werden. Neben 

einem höheren Forderungsvolumen gegenüber Unternehmen (Mengen-

effekt) könnten diese Unterschiede durch eine Divergenz der Risikoge-

wichte (Gewichtungseffekt) zwischen großen und kleinen Kreditinstituten 

begründet werden. So werden die Risikogewichte neben Bonitätsaspek-

ten in Abhängigkeit der Risikogewichte des der Forderung zugehörigen 

Zentralstaates bestimmt.60 Wohingegen ersteres als Grund für die grö-

ßenabhängigen Unterschiede herangezogen werden kann, liefert letzte-

res aufgrund der regionalen Verankerung der Genossenschaftsbanken 

keine Erklärung für die Differenzen bei der Adressrisikoposition „Unter-

nehmen“. 

Ein weiterer Grund für diese Heterogenität könnte auf regulatorische An-

forderungen zurückgeführt werden. So schränken die Vorschriften bzgl. 

der Groß61- und Millionenkredite62 das Kreditgeschäft von Banken ge-

setzlich ein. Während sich die Höhe der Großkreditbeschränkungen auf 

das haftende Eigenkapital bezieht,63 gibt die Vorschrift über Millionenk-

redite eine absolute Grenze von 1,5 Mio. € vor. Erstere könnte für die 

Differenzen der Forderungsposition zwischen kleinen und großen Ge-

nossenschaftsbanken herangezogen werden. Im Hinblick auf die regula-

torischen Neuerungen der Großkreditvorschriften wären kleinere Banken 

im Gegensatz zu größeren Genossenschaftsbanken mit einem höheren 

Kapitalbedarf konfrontiert.64 

                                                   
59

 Innerhalb des KSA-Standardansatzes beträgt das Risikogewicht für das 

Mengengeschäft 75%. Vgl. § 34 SolvV. 
60

 Vgl. LUZ (2011), Kommentar zu §§ 24-54 SolvV, Rn 55-57. 
61

 Die Großkreditvorschriften reduzieren eine Kreditvergabekonzentration auf 

einzelne Kreditgeber. Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 62. 
62

 Durch die Millionenkreditvorschrift erhält einerseits die Bankenaufsicht einen 

Einblick in die Kreditstruktur der jeweiligen Banken und andererseits die Ban-

ken über die gesamten Kredite der Kreditnehmer bei anderen Finanzinstitu-

ten. Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 62 
63

 Ein Großkredit liegt vor, wenn ein Kredit an einen Kreditnehmer 10% des haf-

tenden Eigenkapitals einer Bank erreicht oder übersteigt. Dagegen wird die 

Großkreditobergrenze durch in Höhe von 25% des haftenden Eigenkapitals 

bestimmt. Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 63. 
64

 Näheres hierzu siehe Kapitel 3.2. 
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Ferner ist der Anteil der Forderungsposition „durch Immobilien besicher-

te Positionen“ bei kleinen Kreditgenossenschaften mit 11,43% im Ver-

gleich zu den großen Kreditgenossenschaften mit 17,82% an den ge-

samten Adressrisikopositionen geringer. Dieser Posten umfasst Kredite, 

die einerseits mit Wohnimmobilien und andererseits mit Gewerbeimmo-

bilien besichert sind. Diese unterscheiden sich u.a. in ihren Risikoge-

wichten. Während für Wohnimmobilien besicherte Kredite ein Risikoge-

wicht in Höhe von 35% zugrunde gelegt wird, müssen Kredite, die durch 

eine Gewerbeimmobilie gesichert sind, mit 50% risikogewichtet wer-

den.65 Dies kann ursächlich für die größenbedingten Unterschiede sein. 

Bestätigung dürfte diese These durch die oben dargestellte Heterogeni-

tät der großen und kleinen Kreditgenossenschaften bei der Forderungs-

position „Unternehmen“ finden. Folglich könnten diese größenabhängi-

gen Unterschiede auf einen größeren Umfang an Unternehmenskredi-

ten, die mit Immobilien besichert sind, zurückgeführt werden. 

Des Weiteren ist der Anteil des aggregierten Postens „Kapitalmarktfor-

derungen“ an den gesamten Adressrisikopositionen bei den größten 

25% der Genossenschaftsbanken mit 6,55% im Vergleich zu den kleins-

ten 25% der Primärinstitute mit 1,91% deutlich größer. Bei genauerer 

Betrachtung wird dieser Unterschied v.a. durch die Adressrisikoposition 

Investmentanteile determiniert.66 Diese beträgt bei den großen Genos-

senschaftsbanken 5,26%, wohingegen diese bei kleineren Banken ledig-

lich einen Anteil von 1,26% an den gesamten Risikopositionen aus-

macht. Dies könnte auf das Zugrundeliegen von unterschiedlichen Risi-

kogewichten aufgrund unterschiedlicher Bonitätsstufen der jeweiligen 

Investmentanteile zwischen großen und kleinen genossenschaftlichen 

Primärbanken zurückzuführen sein.67 Einen weiteren Grund für diese 

Differenzen sind möglicherweise in den Neuerungen der CRD II zu se-

hen. Da fortan die Forderungsklasse einerseits Anteile inländischer In-

vestmentaktiengesellschaften beinhaltet,68 könnte dies aus einem höhe-

                                                   
65

 Vgl. BECKER/ PEPPMEIER (2011), S. 1613. 
66

 Die Risikopositionen „von Kreditinstituten emittierte gedeckte Schuldver-

schreibungen“ (kleine Banken 0,44%, große Banken 1,19 %) und „Verbrie-

fungen“ (kleine und große Banken jeweils 0,10 %) sind nahezu identisch. 
67

 Vgl. zu den Bonitätsstufen der Investmentanteilen u.a. LUZ (2011), Kommen-

tar zu §§ 24-54 SolvV, Rn 73. 
68

 Vgl. LUZ (2011), Kommentar zu §§ 24-54 SolvV, Rn 72. Durch die Neuerun-

gen der SolvV werden Anteile an einem Organismus für gemeinsame Anla-

gen zur Forderungsklasse der Investmentanteilen subsumiert. Unterschiede 

hinsichtlich der Vertrags- oder Satzungsform finden fortan bei der Zuordnung 

der Forderungen zu den Investmentanteilen keine Bedeutung mehr. Vgl. LUZ 

(2011), Kommentar zu §§ 24-54 SolvV, Rn 72. 
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ren Bestand dieser Forderungsklasse bei großen Genossenschaftsban-

ken resultieren. Andererseits werden durch die CRD II Anteile an ge-

schlossenen oder nicht jederzeit bzw. zu einem bestimmten Zeitpunkt 

kündbare Investmentanteile nicht mehr unter diese Forderungsposition 

subsumiert.69 Somit könnten die Differenzen in einem höheren Bestand 

an nicht jederzeit kündbaren Investmentanteilen kleinerer Primärbanken 

begründet sein. Da sich die vorliegenden Daten nur auf ein Jahr bezie-

hen, kann dies abschließend nicht beurteilt werden. 

4 Eigenkapitalstruktur der Genossenschaftsbanken 

Für eine umfassende Analyse der Auswirkungen auf die Kapitalquoten 

ist neben der in Kapitel 3 dargelegten Struktur der Risikopositionen eine 

detaillierte Untersuchung der Kapitalbestandteile der genossenschaftli-

chen Primärbanken erforderlich. Um eine repräsentative 

Eigenkapitalstuktur der Primärinstitute zu ermitteln, werden die Anteile 

der einzelnen Eigenkapitalpositionen der im Datensatz enthaltenden 

Genossenschaftsbanken arithmetisch über alle Institute gemittelt.70 Dies 

wird sowohl für die bilanzielle als auch für die aufsichtsrechtliche 

Kapitalstruktur durchgeführt.  

4.1 Bilanzielle Eigenkapitalstruktur 

Die durchschnittliche bilanzielle Eigentkapitalstruktur ist in Abb. 7 

dargestellt. Hierbei werden alle Bilanzpositionen berücksichtigt, die 

mindestens partiell Eigenkapitalcharakter aufweisen. Im Aggregat 

bestehen sie zu fast zwei Dritteln aus Rücklagen, die im Wesentlichen 

einbehaltene Gewinne repräsentieren.71 Die sich in dieser hohen Quote 

manifestierende überragende Bedeutung der Rücklagenfinanzierung ist 

typisch für Unternehmen in der Rechtsform der eingetragenen 

Genossenschaft. Die Rücklagen stellen das Rückgrat der Eigenkapital-

Finanzierung von Genossenschaftsbanken dar, da sie als einzige 

Position nicht nur von den beiden relevanten Bilanzierungsregimen nach 

                                                   
69

 Vgl. LUZ (2011), Kommentar zu §§ 24-54 SolvV, Rn 72. 
70

 Zur Bestimmung der repräsentativen Eigenkapitalstruktur werden verschie-

dene Verfahren angewandt. Der Vorteil der arithmetischen Mittelwertberech-

nung liegt hier gegenüber einer kapitalgewichteten in ihrer Robustheit gegen-

über einzelnen stark abweichenden Eigenkapitalstrukturen besonders großer 

Institute. Die Ergebnisse der alternativen Verfahren zeigen allerdings keine 

wesentlichen Abweichungen.  
71

 Eine Ausnahme bildet die Kapitalrücklage, der z.B. Eintrittsgelder zugewiesen 

werden. Der Anteil der Rücklagen am Eigenkapital steigt sogar auf drei 

Viertel, wenn man lediglich das in der Bilanz explizit als solches 

gekennzeichnete Eigenkapital zugrunde legt, zu dem neben den Rücklagen 

nur noch das gezeichnete Kapital und der Bilanzgewinn zählen.  
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HGB und IFRS, sondern auch vom bisher und zukünftig geltenden 

Aufsichtsrecht vollumfänglich und uneingeschränkt als Eigenkapital 

anerkannt werden.72 

Das gezeichnete Kapital, welches beim überwiegenden Teil der 

Genossenschaftsbanken identisch mit dem Geschäftsguthaben der 

Mitglieder ist, stellt mit 18,9% lediglich die zweitgrößte 

Eigenkapitalposition dar.73 Der Fonds für allgemeine Bankenrisiken ist in 

der HGB-Bilanz nicht in die Eigenkapitalpositionen eingegliedert. Er ist 

jedoch ihr direkter Nachbar, was seine qualitative Nähe zum 

Eigenkapital widerspiegelt.74 Er speist sich aus zwei Quellen: Zum einen 

aus der Umwidmung versteuerter Pauschalwertberichtigungen und zum 

anderen aus Zuweisungen, die den Jahresüberschuss schmälern. 

Besonders aufgrund der letztgenannten Quelle kommt ihm ein gewisser 

Rücklagencharakter zu.75 Obschon er bilanzrechtlich kein Eigenkapital 

darstellt, wird er auch weiterhin durch das Aufsichtsrecht als 

                                                   
72

 Dies gilt nur mit Einschränkung für die Beteiligungsfonds-Rücklagen, die al-

lerdings nur in zwei Bankbilanzen des gesamten Samples enthalten waren. 

Für eine detaillierte Übersicht zur Eigenkapitalanerkennung durch HGB, IFRS 

und Basel III siehe Pollmann (2011), S. 31 f.  
73

 Gemäß § 25 Abs. 1 S. 2 RechKredV werden bei Banken auch stille Einlagen 

als gezeichnetes Kapital ausgewiesen, sofern sie mit einer echten Gesell-

schafterstellung einhergehen.  
74

 Zur Bilanzgliederung von Genossenschaftsbanken siehe Formblatt 1 i.V.m. 

§§ 21-27 RechKredV. 
75

 Vgl. DGRV (2010), S. 93 f.  
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hochwertiges Eigenkapital anerkannt. Mit einem durchschnittlichen 

Anteil von 9,1% leistet er einen signifikanten Beitrag zur 

Eigenkapitalfinanzierung. Ebenfalls nahe am bilanziellen Eigenkapital 

ausgewiesen werden das Genussrechtskapital und die nachrangigen 

Verbindlichkeiten, die in Abb. 7 in der Position Hybridkapital 

zusammengefasst sind. Sie sind mit 4% im Vergleich zu den anderen 

Finanzierungsformen nur von geringer quantitativer Bedeutung für die 

Primärinstitute. Der Bilanzgewinn, der als einzige Position eher die Natur 

einer Fluss- als die einer Bestandsgröße aufweist, macht immerhin noch 

2,9% aus. Diesbzüglich ist anzumerken, dass der Bilanzgewinn, 

obschon er bilanzrechtlich vollumfänglich Eigenkapital darstellt, 

aufsichtsrechtlich nur in der Höhe anerkannt wird, in der seine 

Zuweisung in die Ergebnisrücklagen bereits beschlossen ist.76 

4.2 Aufsichtsrechtliche Eigenkapitalstruktur 

Das derzeit noch im Wesentlichen auf dem Rahmenwerk von Basel II 

beruhende deutsche Aufsichtsrecht unterscheidet drei 

Eigenkapitalklassen: Kernkapital, Ergänzunsgkapital und Drittrangmittel. 

Hauptunterscheidungskriterium ist die Haftungsqualität, die bei den drei 

Positionen mit der Reihenfolge der vorangehenden Nennung absteigt. 

Über die Drittrangmittel werden in ca. 20% der ausgewerteten 

Offenlegungsberichte keine Angaben gemacht. Der aggregierte Umfang 

der in den ausgewerteten Offenlegungsberichten ausgewiesenen 

Drittrangmittel ist im Vergleich zum Umfang der anderen Positionen sehr 

gering. Da die Drittrangmittel zudem lediglich zur Unterlegung von 

Marktrisikopositionen herangezogen werden können, welche bei den 

meisten der Genossenschaftsbanken nicht oder nur in sehr geringem 

Umfang vorhanden sind, haben sie für einen Großteil der 

Genossenschaftsbanken keine Bedeutung.77 Folglich ist zu erwarten, 

dass der nach Basel III vorgesehene Wegfall der Drittrangmittel keine 

unmittelbaren signifikanten Folgen für die Primärinstitute hat.  

                                                   
76

 Siehe zur gegenwärtigen Regelung § 20, Abs. 2a Nr. 9 KWG. 
77

 Zur Bedeutung der Marktpreisrisiken für Genossenschaftsbanken siehe Kapi-

tel 3. 
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In Abb. 8 wird die durchschnittliche aufsichtsrechtliche 

Eigenkapitalstruktur bei analoger Vorgehensweise dargestellt. Aufgrund 

der untergeordneten Bedeutung und der im Vergleich etwas 

schlechteren Datenlage wird auf eine Darstellung der Drittrangmittel 

verzichtet. Die angegeben Zahlen beziehen sich auf die jeweiligen 

Bruttopositionen, d.h. aufsichtsrechtliche Abzugspositionen werden noch 

nicht berücksichtigt. Das im Hinblick auf die Haftungsqualität 

minderwertigere Ergänzungskapital macht nur etwa ein Drittel des 

modifizierten verfügbaren Eigenkapitals (vor Abzugspositionen) aus. 

Über die Zusammensetzung des Ergänzungskapitals liegen keine 

genauen Informationen vor. Eine eigene auf den Angaben der 

Jahresabschlüsse basierende Berechnung der Haftsummenzuschläge 

zeigt jedoch, dass die nach Basel III voraussichtlich nicht mehr 

anerkannten Haftsummenzuschläge einen großen Teil des 

Ergänzungskapitals ausmachen. Daneben zählen zum 

Ergänzungskapital u.a. stille Reserven, nachrangige Verbindlichkeiten 

und Genussrechtskapital, sofern sie den Anerkennungskriterien 

genügen.78 

Das Kernkapital hat einen Anteil am modifiziert verfügbaren Eigenkapital 

vor Abzugspositionen von 64,5%. Davon nehmen mit 45,7 

Prozentpunkten die offenen Rücklagen wiederum den deutlich 

überwiegenden Anteil ein. Das gezeichnete Kapital und der Fonds für 

allgemeine Bankenrisiken weisen mit 13,5% bzw. 5,1% ein relatives 

Gewicht auf, welches mit dem der Bilanz vergleichbar ist. Des Weiteren 

                                                   
78

 Vgl. DEUTSCHE BUNDESBANK (2011), S. 15. Zu den Anerkennungskriterien des 

Ergänzungskapitals siehe BCBS (2011b), S. 19–20. 
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ist festzustellen, dass hybride Eigenkapitalbestandteile mit 0,2 

Prozentpunkten nur einen insignifikanten Teil des Kernkapitals 

ausmachen. Ursächlich hierfür sind die hohen Qualitätsanforderungen 

für die Anerkennung hybriden Kapitals als Kernkapital, die sich im 

Rahmen der Umsetzung von Basel III noch weiter verschärfen werden. 

5 Eigenkapitalquoten 

Im Folgenden wird zunächst die Eigenkapitalausstattung der Primärban-

ken des Jahres 2010 nach den in diesem Jahr gültigen Rahmenbedin-

gungen beschrieben und anschließend mit der Eigenkapitalausstattung 

nach fiktiver sofortiger Umsetzung von Basel III verglichen. 

Status Quo 

Tab. 2 zeigt die arithmetischen Mittelwerte der fundamentalen Eigenka-

pitalquoten.79 Auf den ersten Blick fällt auf, dass die bilanzielle Eigenka-

pitalquote deutlich niedriger als die entsprechenden aufsichtsrechtlichen 

Kennziffern ist. Diese Diskrepanz lässt sich im Fall der Primärinstitute 

nur zu einem Teil durch den Unterschied zwischen bilanziellem und re-

gulatorischem Eigenkapital erklären, welche im Zähler der Quoten ste-

hen. Stattdessen ist diese vielmehr auf die unterschiedlichen Bezugs-

größen im Nenner der Quoten zurückzuführen. Während das bilanzielle 

Eigenkapital durch die Bilanzsumme geteilt wird, wird das regulatorische 

Eigenkapital ins Verhältnis zur in der Regel weitaus kleineren risikoge-

wichteten Aktiva gesetzt. Dies stellt keine Besonderheit der Genossen-

schaftsbanken dar.  

Um die Eigenkapitalausstattung kleiner und großer Institute zu verglei-

chen wurden die untersuchten Genossenschaftsbanken nach der Bi-

lanzsumme sortiert und in vier gleich große Gruppen geteilt. In Tab. 2 

werden die Gruppen mit den größten und kleinsten Banken einander ge-

genübergestellt. Hierbei zeigen sich hinsichtlich aller betrachteten 

Messgrößen signifikant niedrigere Eigenkapitalquoten bei großen Institu-

ten. Dieser Unterschied lässt sich nicht oder zumindest nicht allein durch 

unterschiedliche Risikoniveaus erklären, da diese über die risikogewich-

teten Aktiva in die aufsichtsrechtlichen Quoten eingehen würden. Wie 

sich zeigt besteht bezüglich der Einflussfaktoren der Eigenkapitalaus-

stattung von Genossenschaftsbanken, auch hinsichtlich ihrer Bedeutung 

für die unterschiedlichen Größenklassen hoher Forschungsbedarf. 

                                                   
79

 Eine entsprechende Gegenüberstellung der Mediane ergibt ein vergleichba-

res Bild. Daher wird auf deren Darstellung verzichtet. 



 

24 

 

 Arithmetische  
Mittelwerte 

Alle  
Primärbanken 

Kleine Institute Große Institute 

Gesamtkapitalquote 16,8% 19,7% 14,8% 

Kernkapitalquote 11,1% 12,9% 10,0% 

Bilanzielle  
Eigenkapitalquote 

6,3% 7,1% 5,7% 

Tab. 2 Eigenkapitalquoten 2010 nach Gruppen 

 

Änderungen durch Basel III 

Betrachtet man die quantitative Ausweitung der Mindestkapitalanforde-

rungen durch Basel III isoliert von den erhöhten Qualitätsanforderungen, 

ist festzustellen, dass die deutschen Genossenschaftsbanken die Min-

destgesamtkapitalquote von 10,5% und die Mindestkernkapitalquote von 

8,5% bereits 2010 im Durchschnitt erfüllt haben (vgl. Tab. 2). Zweifels-

ohne ist jedoch eine ergänzende Betrachtung der höheren Qualitätsan-

forderungen notwendig, um eine adäquate Abschätzung der Auswirkung 

von Basel III vorzunehmen.  

Im Folgenden wird zunächst die Auswirkung der Qualitätsanforderungen 

auf das Gesamtkapital betrachtet. Die Gesamtkapitalquote wird, wie be-

reits oben erwähnt, durch den Wegfall des Haftsummenzuschlags redu-

ziert. Hinzu kommen die Auswirkungen weiterer Verschärfungen der An-

erkennungskriterien für das Ergänzungskapital, von denen vor allem 

hybride Finanzierungsinstrumente betroffen sind.80 Aufgrund der gerin-

gen Bedeutung der Hybridfinanzierung dürfte dieser Effekt bei den ge-

nossenschaftlichen Primärinstituten jedoch vergleichsweise gering aus-

fallen. Im Hinblick auf die vom regulatorischen Eigenkapital abzuziehen-

den Positionen für Beteiligungen an Finanzinstituten bleibt abzuwarten, 

ob der nationale Gesetzgeber die im Verordnungsvorschlag zur Umset-

zung von Basel III vorgesehene Option einer landesspezifischen Erleich-

terung für Beteiligungen an Zentralinstituten einer Institutsgruppe wahr-

nimmt.81 Die Bemessung dieser Abzugspositionen ist für Genossen-

                                                   
80

 Beispielsweise ist Hybridkapital, dessen vertragliche Ausgestaltung Anreize 

zur vorzeitigen Kündigung beinhaltet, nach Basel III nicht mehr anerken-

nungsfähig. Zu den Kriterien siehe BCBS (2011B), S. 19 f. 
81

 Siehe Verordnungsentwurf der EU-Kommission, S. 80, Art. 46 Nr. 3. 
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schaftsbanken im Hinblick auf ihre Beteiligungen an den genossen-

schaftlichen Zentralbanken hochrelevant, da diese bisher in vielen Fällen 

zu relativ großen Abzügen geführt hat. Grundsätzlich könnte somit eine 

durch eine nationale Sonderregelung erwirkte Verringerung der Abzugs-

positionen zu einer Erhöhung des Netto-Gesamtkapitals führen. Die Ein-

führung einer solchen nationalen Sonderregelung ist jedoch bislang un-

gewiss. Des Weiteren ist eine Beeinflussung der Gesamtkapitalquote 

durch höhere Risikogewichtete nicht zu erwarten, da die Erhöhungen 

der Risikogewichte zum großen Teil bereits mit der CRD II eingeführt 

worden sind und Bereiche betreffen, in denen die Primärinstitute geringe 

Risiko-Exposures haben.82 

Abb. 9 visualisiert die Auswirkungen der Ausweitung der quantitativen 

und qualitativen Mindestanforderungen. Da bezüglich der Zusammen-

setzung des Ergänzungskapitals keine Daten vorliegen, konnte hinsicht-

lich der höheren Qualitätsanforderungen lediglich der Wegfall des Haft-

summenzuschlags berücksichtigt werden. Dieser erklärt den Unter-

schied zwischen der dunkel- und hellgrau markierten Häufigkeitsvertei-

lung, wobei die heller gekennzeichnete den Wegfall berücksichtigt. Auf 

der vertikalen Achse wird dargestellt, wie viele der im Datensatz enthal-

tenen Primärinstitute im Jahr 2010 eine Gesamtkapitalquote aufgewie-

sen haben, die die auf der horizontalen Achse abzulesende Gesamtkapi-

talquote unterschreitet.83 Die vertikale gestrichelte Linie markiert die zu-

künftig ab 2019 geltende Mindestgesamtkapitalquote von 10,5%. An-

hand von Abb. 9 ist festzustellen, dass - selbst wenn man die Verschär-

fung der Qualitätsanforderungen nicht berücksichtigt - immerhin 17 Insti-

tute diese Quote unterschreiten (Punkt A). Diese Anzahl steigt auf 155, 

wenn der Haftsummenzuschlag vom Ergänzungskapital subtrahiert wird 

(Punkt B). Zwar erscheint diese Anzahl auf den ersten Blick recht hoch, 

ist jedoch stark zu relativieren. Zunächst ist festzustellen, dass im Um-

kehrschluss der deutlich überwiegende Teil der insgesamt 1110 im Da-

tensatz enthaltenen Institute bereits Ende 2010 die Anforderungen erfüllt 

haben. Außerdem bietet die lange Übergangsfrist genug Zeit für eine 

sukzessive Erhöhung der Gesamtkapitalquote. 
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 Näheres hierzu siehe Kapitel 3. 
83

 Die dargestellte kumulierte Häufigkeitsverteilung ist nicht idealtypisch, da die 

gebildeten Klassen Merkmalsträger beinhalten, deren Ausprägung kleiner 

und nicht „kleiner oder gleich“ der auf der horizontalen Achse abgetragenen 

Merkmalsausprägung sind. Diese Anpassung wird vorgenommen, da sie der 

Darstellung des Inhalts dienlich ist. Das Ergebnis beider Vorgehensweisen ist 

jedoch nahezu identisch. 
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Abb. 10 ist eine zu Abb. 9 analog konstruierte Darstellung der kumulier-

ten Häufigkeitsverteilung der harten Kernkapitalquote. Da das als Kern-

kapital anerkennungsfähige Hybridkapital nur eine sehr geringe quantita-

tive Bedeutung für die genossenschaftlichen Primärinstitute hat, ist da-

von auszugehen, dass sie nur in unbedeutendem Umfang weiches bzw. 

in der Terminologie von Basel III sogenanntes zusätzliches Kernkapital 

aufweisen werden. Daher müssen sie mit dem zur Verfügung stehenden 

harten Kernkapital, welches sich im Wesentlichen aus gezeichnetem 

Kapital und Rücklagen zusammensetzt, nicht nur die Mindestanforde-

rung an das harte Kernkapital von 7%, sondern auch die das gesamte 

Kernkapital betreffende Mindestquote von 8,5% erfüllen. Beide sind in 

Abb. 10 durch strichlierte Linien gekennzeichnet. Die hellgrau markierte 

Verteilung berücksichtigt die strengeren Qualitätsanforderungen nach 

Basel III. Zum einen wird hierbei eine Vollzuweisung der Abzugspositio-

nen für Beteiligungen an Finanzinstituten zum harten Kernkapital unter-

stellt, die nach Basel II hälftig vom Ergänzungs- und Kernkapital abge-

zogen werden. Eine Erleichterung des Kapitalabzugs auf Grundlage der 

Ausnahmeregelung des Verordnungsvorschlags der Kommission wird 

nicht unterstellt. Zum anderen wird eine Nicht-Anerkennung der derzeit 

noch im Rahmen einer Übergangsfrist als Kernkapital anerkannten stil-

len Einlagen zugrunde gelegt, die sich jedoch nur in Einzelfällen be-

merkbar auswirkt.84 
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 Hierbei handelt es sich um stille Einlagen gemäß § 64m Abs. 1 KWG. 
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Vernachlässigt man die betrachteten zusätzlichen Qualitätsanforderun-

gen an das Eigenkapital, erfüllen 65 Banken die 7%-Mindestquote und 

257 die 8,5%-Mindestquote nicht (Punkte C und E). Die Auswirkungen 

der strengeren Qualitätsanforderungen führen zu einem Anstieg der die 

Mindestquoten unterschreitenden Institute auf 164 bzw. 392 (Punkte D 

und F).  

Diese Zahlen machen deutlich, dass das Kernkapital für das Eigenkapi-

talmanagement der Genossenschaftsbanken in den kommenden Jahren 

einen zentralen Engpass darstellen wird. Dennoch sind auch diese ver-

gleichsweise hohen Zahlen wiederum im Hinblick auf die langen Über-

gangsfristen und das in den meisten Fällen große Gewinnthesaurie-

rungspotential der Genossenschaftsbanken zu relativieren. Neben der 

Generierung harten Kernkapitals erscheint als zusätzliches Kernkapital 

anerkennungsfähiges Hybridkapital als ein ergänzendes Instrument zur 

Erreichung des vom Management gewünschten regulatorischen Eigen-

kapitalniveaus erwägenswert, zumal es ein nahezu unausgeschöpftes 

Potential darstellt. Dies sind erste Ergebnisse und Überlegungen, die es 

in folgenden Untersuchungen empirisch zu untermauern gilt.  
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6 Fazit 

Die ausgewerteten Studien haben gezeigt, dass die Banken im Allge-

meinen stark von der Verschärfung der Eigenkapitalregulierung betroffen 

sind. Da diese und andere Untersuchungen jedoch hauptsächlich große 

Banken einbeziehen und Genossenschaftsbanken dadurch in den zu-

grunde gelegten Datensätzen zumeist unterrepräsentiert sind, lassen 

sich ihre Ergebnisse nur eingeschränkt auf die deutschen Genossen-

schaftsbanken übertragen. Das vorliegende Arbeitspapier füllt diese Lü-

cke mit einer systematischen Auswertung der Bilanzen und aufsichts-

rechtlichen Offenlegungsberichte nahezu sämtlicher genossenschaftli-

cher Primärbanken.  

Hinsichtlich der statistischen Auswertungen lassen sich einige wesentli-

che Ergebnisse festhalten: Das Eigenkapital der genossenschaftlichen 

Primärbanken weist eine hohe Haftungsqualität auf, da es vor allem aus 

Rücklagen und dem Geschäftsguthaben der Mitglieder besteht. Durch 

diese hohe Haftungsqualität des Eigenkapitalbestandes wirken sich die 

höheren Qualitätsanforderungen an das regulatorische Eigenkapital 

nach Basel III bei den Genossenschaftsbanken deutlich schwächer aus 

als bei anderen Banken. Auch der Umfang der regulatorischen Risi-

koposition wird durch eine konservativere Risikoquantifizierung des 

Marktrisikos und bestimmter Elemente des Adressrisikos nicht drama-

tisch zunehmen, da die Primärinstitute in diesem Bereich nur in einem 

sehr geringen Umfang engagiert sind. Die höheren Mindestkapitalquoten 

haben zwei Drittel der Institute bereits im Jahr 2010 vollständig erfüllt. 

Durch die langen Übergangsfristen sind vermutlich auch die übrigen Ge-

nossenschaftsbanken in der Lage, den neuen Anforderungen gerecht zu 

werden. Dies gilt es mit einer weitergehenden Analyse quantitativ zu ve-

rifizieren. Außerdem bleibt zu untersuchen, welche Faktoren neben der 

Institutsgröße die Eigenkapitalausstattung der Genossenschaften de-

terminieren, die bei den meisten Instituten deutlich über der regulatori-

schen Untergrenze liegt. Außerdem ist die Frage zu beantworten, wie 

sich die Verschärfung der Eigenkapitalregulierung auf die Profitabilität 

der Genossenschaftsbanken auswirken wird und welche Wechselwir-

kungen mit den flankierenden Regulierungsmaßnahmen bestehen.  
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